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Kein Ende 
in Sicht

Im peruanischen Amazonasgebiet, nahe der 
Kleinstadt Tamshiyacu, kämpfen vier Kleinbauern 
um ihr Land, das für den Aufbau einer Kakao-
plantage abgeholzt wurde.1 Nach einer Anzeige 
wegen schwerer Landbesetzung und einem jahre-
langen juristischen Tauziehen sollte im Juni 2026 
erstmals eine mündliche Anhörung in dem Fall 
statt!nden. Da einer der Angeklagten nicht er-
schien, wurde der Termin jedoch abgebrochen. Die 
Betro"enen sind zunehmend erschöpft von einem 
Verfahren, das ihr Leben seit Jahren bestimmt.

den war. Es ist nicht bekannt, ob dies auch der Grund für 
die Abwesenheit des Angeklagten war. Nun wird ein neuer 
Termin angesetzt, was erfahrungsgemäß lange dauern kann.
 
„Alle, die Widerstand leisten, werden 
verschwinden“
Der Fall verbindet zwei Themen, die in der ö!entlichen 
Debatte oft getrennt behandelt werden: den Schutz 
von Landrechten und die groß"ächige Abholzung des 
Regenwaldes, und dies in einem Kontext, der in den letz-
ten Jahren sogar internationale Aufmerksamkeit auf sich 
gezogen hat. Laut verschiedenen Berichten, die unter an-
derem Satellitenbilder auswerteten, hat Cacao del Perú 
Norte mehr als 2000 Hektar Primärwald abgeholzt, oh-
ne über die erforderliche Umweltzerti#zierung oder ei-
ne Abholzungsgenehmigung zu verfügen. Dass da-
bei auch Parzellen entwaldet wurden, die gar nicht dem 
Unternehmen gehörten, dürfte unter anderem mit der un-
klaren Dokumentation der Grenzverläufe zusammenhän-
gen, wie sie im Amazonasgebiet häu#g ist. Dazu kommt, 
dass die Besitzverhältnisse oft nicht im Grundbuchamt ein-
getragen oder aktualisiert werden. 
Die betro!enen Kleinbauern schildern, dass damals ein 
Vertreter des Unternehmens auftauchte, um Land im gro-
ßen Stil aufzukaufen. Viele gaben nach, einige, weil ihnen 
das Angebot gelegen kam, andere, weil sie o!en bedroht 
wurden. Das Unternehmen streitet dies zwar ab, doch 
die Staatsanwaltschaft stufte die notariell beglaubigten 
Aussagen der Bauern als glaubwürdig ein. In diesen erklä-
ren sie unter anderem, dass ihnen damit gedroht wurde, 
ihnen das Land wegzunehmen, wenn sie nicht verkaufen 
würden, weshalb sie den gebotenen Preis lieber akzeptie-
ren sollten.
„Nachdem sie mir ein Angebot gemacht hatten, das ich ab-
lehnte, begannen sie, mir zu drohen und mich zu verfolgen“, 
sagt etwa Ausberto Mahua.  
„Überall, wo ich hinging, fühl-
te ich mich beobachtet. Sie spi-
onierten mich aus und stellten 
mir viele Fragen. Sie wollten 
wissen, wohin ich ging, was ich 
machte, um wie viel Uhr ich von 

1) Der in diesem Artikel beschriebene Fall wird in dem 2025 erschienenen Buch  
der Autorin „Kahlschlag im Amazonas – Wer vom Raubbau am Regenwald pro"tiert“  
kontextualisiert und in einen globalen Zusammenhang gestellt.

M       von Nicole Maron 
 
it Macheten und Motorsägen, teilweise sogar 

mit Traktoren, dringt das Unternehmen meist nachts in 
die Parzellen von lokalen Kleinbauernfamilien ein und 
holzt mehrere Hektar Tropenwald ab, der direkt an eine 
Kakaoplantage des Unternehmens angrenzt, die sich da-
mals gerade im Aufbau be#ndet. Die Rede ist von Cacao del 
Perú Norte S.A.C. – inzwischen umbenannt in Tamshi S.A.C. 
– und von Ereignissen, die mehr als ein Jahrzehnt zurück-
liegen. Ein Jahrzehnt, in dem die betro!enen Bauern nicht 
nur darum kämpften, ihr Land zurückzubekommen, sondern 
auch auf ein rechtskräftiges Urteil in ihrem Fall warteten. Im 
Jahr 2014 reichten Jorge Fasabi, Ruperto Vásquez, Ausberto 
Mahua und Teodoro Llucema Strafanzeige wegen schwerer 
Landbesetzung ein. Daraufhin wurden Ermittlungen eingelei-
tet, die sich ungewöhnlich lange hinzogen. Erst im Dezember 
2024 entschied das zuständige Gericht, in diesem Fall einen 
Strafprozess durchzuführen. Die Staatsanwaltschaft bean-
tragte eine Freiheitsstrafe von acht Jahren und fünf Monaten 
für zwei Verantwortliche des Unternehmens sowie eine 
Schadenersatzzahlung für die betro!enen Bauern. Die erste 
mündliche Hauptverhandlung sollte im Juni 2026 statt#nden, 
zwölf Jahre nach der Einreichung der Anzeige. Da jedoch ei-
ner der Angeklagten nicht zum Onlinetermin erschien, wur-
de dieser abgebrochen. Die übrigen Vorgeladenen, unter 
anderem die Kläger und deren Anwalt sowie Vertreter von 
Presse und NGOs, warteten fast eine halbe Stunde lang ver-
geblich im digitalen Wartesaal, bis sich herausstellte, dass 
der Link geändert, dies aber niemandem mitgeteilt wor-

Peru: Zwölf Jahre Kampf 
um ein Stück Regenwald
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der Arbeit kam. Sie bekamen sogar meine Telefonnummer 
heraus und belästigten mich mit Anrufen.“ Diejenigen, die 
verkauften, wurden weit unter Marktwert bezahlt und ver-
loren mit ihren Parzellen ihre Lebensgrundlage. Das Geld, 
das sie bekamen, war schnell ausgegeben. 
Ob die Drohbotschaften, die mit Kreide an die Hauswand 
von Teodoro Llucema geschrieben wurden, von Vertretern 
des Unternehmens stammten, wurde nie mit Sicherheit ge-
klärt. Doch klar ist: Da sind Leute hinter ihm her, denen alles 
zuzutrauen ist. „Am 16. September werden alle verschwin-
den, die Widerstand leisten“, hieß es da etwa, oder „Du bist 
ein Dummkopf, dass du nicht verkauft hast.“

„Die Kräfte gehen langsam zu Ende“
Das alles wäre schon schlimm genug, doch auch die jahre-
lange Sorge um den Ausgang der Angelegenheit ist nicht zu 
unterschätzen. Nach der Einreichung der Strafanzeige ent-
schied die Staatsanwaltschaft zunächst, das Verfahren nicht 
weiterzuführen. Erst nach einer Beschwerde wurde diese 
Entscheidung aufgehoben und ein Ermittlungsverfahren 
erö!net. Es folgten Ortsbesichtigungen, technische 
Gutachten und Vermessungen der betro!enen Flächen. 
2017 beantragte die Staatsanwaltschaft zwischenzeit-
lich die Einstellung des Verfahrens. Nach einem erneu-
ten Einspruch der Kläger ordnete das Gericht zusätzliche 
Ermittlungen an, bis die Staatsanwaltschaft schließlich im 
Jahr 2018 Anklage erhob. Doch auch danach zog sich das 
Verfahren weiter in die Länge. Die gerichtlichen Unterlagen 
zeigen wiederholte Verschiebungen von Anhörungen, 
Wechsel von Richter*innen und Staatsanwält*innen, 
Berufungen, Überarbeitungen 
von Dokumenten sowie weite-
re Verzögerungen. Im Juli 2025 
versuchten die Beschuldigten, 
die Prozesserö!nung durch eine 
Berufung zu verhindern. Dieser 
Antrag wurde jedoch abgelehnt, 
selbst nachdem er bis vor den 
Obersten Gerichtshof gezogen 
wurde. 
Ganz abgesehen von den Anwalts-
kosten, die die Betro!enen zu 
tragen haben und für die sie 
Unterstützung von NGOs er-
halten, genauso wie juristische 
Begleitung, sind sie inzwischen 
des Wartens müde.  „Unsere Kräfte 
gehen langsam zu Ende“, sagt 
Ruperto Vásquez. Er hat im Verlauf 
dieser Misere sogar seinen Job 
in der Distriktverwaltung verlo-
ren. Unter anderem, weil er die 
Haltung der lokalen Behörden und 

Politiker*innen kritisiert hatte. „Statt den alteingesessenen 
Bewohner*innen wird einem Unternehmen Vorrang gege-
ben, das das Land zerstört, das Teil unseres Lebens ist“, sag-
te er damals, mit dem Ergebnis, dass der Bürgermeister arg-
wöhnte, Vásquez gebe vertrauliche Informationen weiter, 
um gegen die Expansion der Plantage vorzugehen. Auf der 
anderen Seite misstrauten ihm die anderen Bauern, weil sie 
dachten, er arbeite mit dem Bürgermeister zusammen. All 
dies mündete schließlich darin, dass er 2016 seines Amtes 
enthoben wurde, nachdem er an einer Demonstration ge-
gen die Abholzung in Tamshiyacu teilgenommen hatte. 
Teodoro Llucema, der heute über 80 Jahre alt ist, ließ sich 
erst vor Kurzem von seinen Kindern dazu überreden, sich 
in der Stadt in medizinische Behandlung zu begeben, da 
sich sein Sehvermögen und sein Gedächtnis rapide ver-
schlechtert haben. Davor hatte er jahrelang in einem ein-
fachen Unterstand mitten im Wald gelebt, aus Angst, seine 
Parzelle zu verlieren, wenn er nicht ständig vor Ort wäre. 
Dieser Fall zeigt auf, wie schwierig der Zugang zur Justiz für 
Menschen in abgelegenen Gebieten und ohne #nanzielle 
Mittel oder vorteilhafte Kontakte in die Verwaltung oder 
Politik ist. „Wir werden einfach links liegen gelassen“, fasst 
Ausberto Mahua das Gefühl zusammen, das die Betro!enen 
seit Jahren mit sich herumtragen. Dass das Verfahren noch 
läuft und nicht – wie in vielen ähnlichen Fällen –  längst 
eingestellt wurde, ist zwar positiv. Doch unabhängig vom 
Ausgang des Verfahrens gilt Tamshiyacu inzwischen als 
Beispiel dafür, wie eng Umweltkon"ikte, Landfragen und 
soziale Ungleichheit im Amazonasgebiet miteinander ver-
bunden sind. n
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https://www.ila-web.de/de/ausgaben/480/die-gibt-s-doch-gar-nicht
https://www.ila-web.de/de/ausgaben/483/im-boot-zu-den-wahlen

